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Text 

Berufung der Mitglieder der Dienststellenausschüsse 
 

§ 15. (1) Die Mitglieder der Dienststellenausschüsse werden durch unmittelbare geheime Wahl auf die 
Dauer von vier Jahren - vom Tage der Wahl an gerechnet - berufen. Die Wahl ist nach den Grundsätzen des 
Verhältniswahlrechtes durchzuführen. 

(2) Wahlberechtigt sind, sofern nicht ein Ausschließungsgrund nach Abs. 3 vorliegt, die Bediensteten, die 
am Tage der Wahlausschreibung mindestens einen Monat Bundesbedienstete des Dienststandes sind. 

(3) Vom Wahlrecht sind Bedienstete ausgeschlossen, die vom Wahlrecht in den Nationalrat ausgeschlossen 
sind, wobei der Nichtbesitz der österreichischen Staatsbürgerschaft unerheblich ist. 

(4) Zur Wahl des Dienststellenausschusses sind jene Bediensteten berechtigt, die am Tage der 
Wahlausschreibung der Dienststelle angehören, deren Dienststellenausschuß gewählt wird, sowie am Tage der 
Ausübung des Wahlrechtes in einem aktiven Bundesdienstverhältnis stehen und einer Dienststelle angehören, die 
in den Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes fällt. Besitzt ein Bediensteter das Wahlrecht mehrfach, so darf 
er dieses für dasselbe Personalvertretungsorgan nur einmal ausüben; für den Fach- bzw. Zentralausschuß ist das 
Wahlrecht bei der Dienststelle, bei der das größte Beschäftigungsausmaß gegeben ist (bei Lehrern an der 
Stammschule), auszuüben. Bundesbedienstete, die nicht an einer Dienststelle des Bundes verwendet werden, 
sind nur für die Wahl des nach ihrem Dienstort zuständigen Fachausschusses - soweit ein solcher für die 
Dienststellen, deren Personalstand diese Bundesbediensteten angehören, besteht - und des Zentralausschusses 
wahlberechtigt. 

(5) Wählbar sind alle wahlberechtigten Bediensteten, die am Tage der Ausschreibung der Wahl das 19. 
Lebensjahr vollendet haben, am Tage der Wahlausschreibung die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und 
sich an diesem Tage mindestens sechs Monate im Bundesdienst befinden. 

(6) Vom passiven Wahlrecht sind ausgeschlossen: 

 a) die Mitglieder der Bundesregierung, die Staatssekretäre, der Präsident und der Vizepräsident des 
Rechnungshofes sowie die Mitglieder einer Landesregierung (des Wiener Stadtsenates), 

 b) anläßlich der Wahl der Dienststellenausschüsse die Leiter jener Dienststellen, bei denen der 
Dienststellenausschuß errichtet ist, anläßlich der Wahl der Fachausschüsse die Leiter jener 
Dienststellen, bei denen die Fachausschüsse errichtet sind, und anläßlich der Wahl der 
Zentralausschüsse die Leiter jener Dienststellen, bei denen die Zentralausschüsse errichtet sind, sowie 
die ständigen Vertreter dieser Dienststellenleiter, weiters Bedienstete, die als Repräsentanten der 
Dienstbehörde (des Dienstgebers) gegenüber den Dienststellenangehörigen fungieren 
(Personalreferenten), alle diese, soweit sie maßgebenden Einfluß auf Personalangelegenheiten haben, 

 c) Bedienstete, über die eine über die Disziplinarstrafe des Verweises hinausgehende Disziplinarstrafe 
verhängt wurde, während der Dauer dieser Strafe. 


